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Hochkomplexe Volkswirtschaften und Gesellschaften benötigen zur Sicherstellung ih-

rer Funktionsfähigkeit Regulierungen. Diese gewährleisten Rechts- und Planungssi-

cherheit und verhindern Korruption. Jedoch scheint auf Seiten der KMU das – empi-

risch schwer zu bestimmende – "optimale" Ausmaß von Bürokratie weit überschritten 

zu sein. Einer kürzlich erschienenen Studie des IfM Bonn (Holz, Icks & Nielen 2023) 

zufolge geht die Belastung der Unternehmen deutlich über den statistisch gemessenen 

Zeit- und Kostenaufwand hinaus. Mindestens ebenso hoher Bedeutung kommt den 

psychologischen Kosten, den Opportunitätskosten und den Folgewirkungen auf Inves-

titionen und Wettbewerbsfähigkeit zu. Besonders bedenklich ist, dass Bürokratie ei-

nem Großteil der Unternehmerinnen und Unternehmer die Freude an der unternehme-

rischen Tätigkeit verleidet – anstelle der übermäßigen Kontrolle durch den Gesetzge-

ber wünschen diese sich mehr Vertrauen und Gestaltungsfreiräume. Sie kritisieren die 

mangelnde Verhältnismäßigkeit, Sinnhaftigkeit und Praxistauglichkeit der Regelungs-

inhalte und sehen sich nicht (mehr) in der Lage, alle Rechtsvorschriften zu erfüllen. 

Stattdessen praktizieren sie "autonomen Bürokratieabbau", d. h. sie setzen einzelne 

Vorschriften bewusst nicht um (Holz, Schlepphorst, Brink, Icks & Welter, 2019). 

Wird dieser Negativentwicklung nicht mit wirksamen Maßnahmen begegnet, besteht 

die Gefahr, dass die realwirtschaftlichen und "atmosphärischen" Auswirkungen sowohl 

auf individueller Unternehmensebene als auch gesamtwirtschaftlich zunehmend spür-

bar werden – etwa im Hinblick auf die Beschäftigungs-, Innovations- und Investitions-

entwicklung oder auch die Gründungsdynamik. 
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Verankerung des Grundsatzes "Think/Act small first" im gesamten 

Regulierungszyklus 

Bürokratieabbau und bessere Rechtsetzung sind hochkomplexe, ganzheitliche Aufga-

ben, bei denen eine Vielzahl von Staats- und Verwaltungsebenen, Institutionen und 

Akteuren unter der Nebenbedingung eines raschen Wandels der Umweltfaktoren zu-

sammenarbeiten müssen. Um eine spürbare Reduzierung der Bürokratiebelastung für 

KMU zu erreichen und einen Rechtsrahmen bereitzustellen, der Innovation, Wachstum 

und gesellschaftlichen Wohlstand ermöglicht, reicht es nicht aus, punktuell und auf ad-

hoc Basis KMU-Belange zu berücksichtigen. Stattdessen sollte das der europäischen 

KMU-Politik zugrunde liegende – sinnvolle und wichtige – Prinzip "Think/Act Small 

First" im Sinne eines Paradigmenwechsels im gesamten Regulierungskreislauf prakti-

ziert werden. In allen Phasen (Auswahl des Politikinstruments – Regulierungsentwick-

lung – Regulierungsumsetzung – Monitoring und ex-post Evaluation) sind systema-

tisch die Voraussetzungen zu schaffen und Maßnahmen umzusetzen, die KMU effektiv 

von übermäßiger Bürokratie entlasten (vgl. den Aktionsplan für Deutschland in Holz et 

al. 2023).  

So dürfte der Optionenspielraum nicht bereits am Beginn des Regulierungskreislaufs 

verengt werden, indem z. B. nur gesetzliche Lösungen oder nur ein bestimmter Lö-

sungsweg in Erwägung gezogen wird. Auch die Fachministerien müssten – ähnlich wie 

es bereits in Großbritannien praktiziert wird – verpflichtet werden, verschiedene Hand-

lungsalternativen in Kooperation mit relevanten Stakeholdern zu entwickeln und zu 

prüfen. Die KMU und Verbände sollten zudem explizit als Mitgestalter ("Co-Owners") 

in die Verantwortung genommen und aktiv mit tatsächlichen Lösungsbeiträgen einge-

bunden werden. In den Niederlanden haben sich sog. KMU-Tests (kurze Online-Mee-

tings mit ausgewählten Unternehmerinnen und Unternehmern) bewährt, die die Pra-

xistauglichkeit und Verhältnismäßigkeit neuer Gesetzesvorhaben gewährleisten. Die 

Bürokratiebelastung konnte auch dadurch spürbar verringert werden, dass in Koope-

ration mit KMU aus verschiedenen Branchen diejenigen Gesetze identifiziert und ver-

einfacht werden, die die größten Kosten- und Umsetzungsbelastungen hervorrufen. 

Schließlich sollten Gesetze grundsätzlich aus der Perspektive von KMU verfasst und 

eventuelle Spezialregelungen für Großunternehmen zusätzlich hinzugefügt werden – 

die "SME-Orientation by Default" mithin im Vordergrund stehen. 
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Auf dem Weg zu einem risikobasierten Ansatz für die Regulierung 

Nicht zuletzt infolge des technologischen und gesellschaftlichen Wandels müssen Bü-

rokratie und Regulierung ganz neu gedacht werden. Einzelne Länder wie Großbritan-

nien gehen zunehmend von herkömmlichen "Command and Control“ hin zu risikoba-

sierten "Enable and motivate“-Ansätzen über ("Risk-based Regulation"). Dabei unter-

nehmen Behörden und Unternehmen – risikobasiert – gemeinsame Anstrengungen, 

um wichtige Schutzziele partnerschaftlich und im vertrauensvollen Informations- und 

Erfahrungsaustausch zu erreichen, wobei sogenannte "schwarze Schafe" natürlich 

entsprechend sanktioniert werden müssen. Dieses Vorgehen verbessert nicht nur die 

effektive Zielerreichung, sondern baut zugleich Bürokratie ab und entspricht zudem 

eher den Vorstellungen, wie Staat, Unternehmen sowie Bürgerinnen und Bürger im 21. 

Jahrhundert interagieren und kooperieren sollten. 

In Großbritannien konzentriert sich der wirtschaftspolitische Diskurs zudem weniger 

auf kleinteilige Bürokratie mitsamt der statischen Kategorien des Zeit- und Kostenauf-

wands. Im Zentrum steht vielmehr die Bedeutung des Regulierungssystems als dyna-

mischem Wettbewerbsfaktor im internationalen Standort- und Innovationswettbewerb. 

Auch in der EU sollte der Regulierungsansatz so neugestaltet werden, dass er zum 

Wohle der Gesellschaft und der Gesamtwirtschaft Unternehmertum und Innovationen 

fördert und stimuliert. Eine so interpretierte Regulierung würde weniger obrigkeitsstaat-

lichen Überwachungs- und Kontrollzwecken dienen, sondern ist als "Regulation as a 

Service" eine wesentliche Rahmenbedingung zur Förderung von Wettbewerbs- und 

Innovationsfähigkeit. 

Stand: Dezember 2023 
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